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10. 

Vorschreibung und Verbuchung des Personal‐ und Sachaufwandes für die 
Gemeindewaldaufseher ‐ Information

Gemäß § 5 Abs. 1 Tiroler Waldordnung 2005 ist von den 

Gemeinden für jedes Waldbetreuungsgebiet eine von der 

Bezirksverwaltungsbehörde nach § 3 bestellte und 

angelobte Person als Gemeindewaldaufseher anzustellen.

Wurde aus dem Gebiet mehrerer Gemeinden oder aus 

Teilgebieten mehrerer Gemeinden ein Waldbetreuungs‐

gebiet gebildet, so ist der Gemeindewaldaufseher von 

jener Gemeinde anzustellen, auf deren Gebiet sich der 

größte Anteil der Waldflächen des Waldbetreuungs‐

gebietes erstreckt. Vor der Anstellung sind die anderen 

betroffenen Gemeinden zu hören (§ 5 Abs. 2 leg. cit.). 

In diesem Fall haben die Gemeinden den Personal‐ und 

Sachaufwand für den Gemeindewaldaufseher im 

Verhältnis der auf sie entfallenden Ertragswaldflächen 

des Waldbetreuungsgebietes zu tragen.

Jene Gemeinde, die den Gemeindewaldaufseher 

angestellt hat, hat den anderen betroffenen Gemeinden 

die anteilsmäßigen Kosten für ein Kalenderjahr bis 

spätestens 1. März des folgenden Jahres mit Bescheid 

zur Zahlung binnen einem Monat vorzuschreiben (§ 5 

Abs. 3 leg. cit.).

Da die Gemeinden gemäß § 10 Tiroler Waldordnung 2005 

ermächtigt sind, zur teilweisen Deckung des 

Personalaufwandes für die Gemeindewaldaufseher eine 

jährliche Umlage aufgrund eines Beschlusses des 

Gemeinderates zu erheben, ist bei der Erstellung des 

Bescheides der Personal‐ und Sachaufwand getrennt 

vorzuschreiben.

  

Die Verbuchung dieser Vorschreibung hat künftig auf 

folgenden Finanzpositionen zu erfolgen:

• 2/134000‐862000    Laufende Transferzahlungen 

von Gemeinden – Personalaufwand

• 2/134000‐862001    Laufende Transferzahlungen 

von Gemeinden – Sachaufwand

Der Gemeinderat hat den Gesamtbetrag der Umlage 

jährlich bis spätestens 1. April durch Verordnung 

festzusetzen; das bedeutet, dass eine entsprechende 

Verordnung über die Festsetzung der Waldumlage 

jährlich zu beschließen und spätestens am 31. März des 

Jahres an der Amtstafel kundzumachen ist! 

Muster "Verordnung Waldumlage" siehe Gemeinde‐

anwendung im Portal Tirol ‐ Rubrik Verordnungsmuster 

https://sp.tirol.gv.at/tirol.gv.at/dvtwiki/display/GEM/Verordnungsmuster
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Der Festsetzung des Gesamtbetrages der Umlage ist der 

Personalaufwand für Gemeindewaldaufseher im 

abgelaufenen Jahr (Jahresaufwand) zugrunde zu legen. 

Die Verbuchung der Umlage hat weiterhin auf der Post 

815000 „Gebühren für sonstige Leistungen“ zu erfolgen.

Dieser Personalaufwand ist ebenfalls die Berechnungs‐

grundlage für den Zuschuss des Landes Tirols zum 

Personalaufwand für die Gemeindewaldaufseher.

Um dies bei der Berechnung des Zuschusses entsprechend 

berücksichtigen zu können, haben die Gemeinden den 

Personal‐ und Sachaufwand getrennt zu verbuchen. 

Die Verbuchung hat auf folgenden Finanzpositionen zu 

erfolgen:

• 1/134000‐752000    Laufende Transferzahlungen 

an Gemeinden – Personalaufwand

• 1/134000‐752001    Laufende Transferzahlungen 

an Gemeinden – Sachaufwand

Es wird darauf hingewiesen, dass Vergütungen 

zwischen Verwaltungszweigen ebenfalls getrennt nach 

Personal‐ und Sachaufwand zu verbuchen sind. 

Die Personalkosten sind entsprechend dem 

Beschäftigungsausmaß (lt. Stundenaufzeichnungen) auf 

dem jeweiligen Ansatz auszuweisen.

Ausgabe:

• 1/134000‐720700 Vergütungen an andere 

Verwaltungszweige – Personalaufwand

• 1/134000‐720701 Vergütungen an andere 

Verwaltungszweige – Sachaufwand

Einnahme:

• 2/134000‐817700 Vergütungen an andere 

Verwaltungszweige – Personalaufwand

• 2/134000‐817701 Vergütungen an andere 

Verwaltungszweige – Sachaufwand

Sollte eine getrennte Verbuchung nicht mehr möglich 

sein, so ist dies bei der Antragsstellung in der Portal‐Tirol 

Gemeindeanwendung in der Spalte Organisation (Register 

Haushalt) zu berücksichtigen (nach Duplizierung der 

Spalte GHD ‐> Eingabe des Personalaufwandes anstatt 

des Gesamtbetrages bei der Post 752000, 720700 bzw. 

862000, 817700). Künftig hat die Verbuchung 

jedenfalls über die oben genannten Posten zu erfolgen.
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Weiblichen Vertragsbediensteten gebühren gemäß § 71 

Gemeinde‐Vertragsbedienstetengesetz 2012 – G‐VBG 

2012, LGBl. Nr. 119/2011, für die Zeit, während der sie 

nach § 4 Abs. 1 und 2 und § 7 Abs. 1 des Tiroler 

Mutterschutzgesetzes 2005 oder nach § 3 Abs. 1 und 3 und 

§ 5 abs. 1 des Mutterschutzgesetzes 1979 nicht 

beschäftigt werden dürfen, keine Bezüge, wenn die 

laufenden Barleistungen des Sozialversicherungsträgers 

für diese Zeit die Höhe der vollen Bezüge erreichen. Ist 

dies nicht der Fall, so gebührt ihnen eine Ergänzung auf 

die vollen Bezüge. 

Die im § 71 G‐VBG 2012 geregelte Wochengeldaufzahlung 

ist gleichlautend mit den Bestimmungen  im § 52 

Innsbrucker‐Vertragsbedienstetengesetz – I‐VBG, LGBl. Nr. 

35/2003 und § 52 Landesbedienstetengesetz – LBedG, 

LGBl. Nr. 2/2001. Aus den erläuternden Bemerkungen 

ergibt sich, dass der damalige Gesetzgeber vom Begriff 

der Bruttobezüge als Berechnungsgrundlage ausgegangen 

ist.

Der OGH hat nunmehr in einem Erkenntnis vom 

18.08.2016, Zl. 9ObA 96/16g, die in § 52 I‐VBG geregelte 

Wochengeldaufzahlung einer Prüfung unterzogen. 

Anlassfall war die Klage einer Vertragsbediensteten auf 

Auszahlung eines Ergänzungsbetrages auf die 

Bruttobezüge. Der Vertragsbediensteten waren im 

Anschluss an die Schutzfrist unter Anrechnung des 

Wochengeldes des Sozialversicherungsträgers ein 

Differenzbetrag auf die Nettobezüge ausbezahlt worden.

In seinem Erkenntnis führte der OGH aus, dass das 

Wochengeld einen Ersatz für den im Zusammenhang mit 

der Entbindung stehenden Verlust des Arbeitsverdienstes 

darstellen soll. Hinsichtlich der Berechnung der Höhe des 

Wochengeldes stellt § 162 Abs. 3 Allgemeines 

Sozialversicherungsgesetz – ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, auf 

den „Arbeitsverdienst, vermindert um die gesetzlichen 

Abzüge“ ab.  Das Wochengeld wird daher grundsätzlich 

mit der Höhe des Nettobetrages des Arbeitsverdienstes 

festgelegt. 

11. 

Erkenntnis des OGH betreffend Wochengeldaufzahlung

In weiterer Folge führte der OGH weiter aus, dass die 

Bestimmung des § 52 I‐VBG jener des § 24 Abs. 8 

Vertragsbedienstetengesetz 1948 – VBG, BGBl. Nr. 86/1948 

 entspricht und hiernach allenfalls eine Ergänzung auf die 

vollen Bezüge gebührt, wenn die laufenden Barleistungen 

des Sozialversicherungsträgers die Höhe der vollen Bezüge 

nicht erreichen. 

Die im Erkenntnis des OGH zitierte Literatur geht dazu 

von einem Ergänzungsbetrag in Höhe der Differenz 

zwischen der laufenden Leistung des Kranken‐

versicherungsträgers und dem fiktiven Bruttobezug aus 

dem Dienstverhältnis, vermindert um die gesetzlichen 

Abzüge, aus.

Für den OGH liegt der objektive Zweck der Bestimmung 

darin, dass weibliche Vertragsbedienstete während des 

Beschäftigungsverbots keine Einbuße in der Höhe ihrer 

Einkommen erleiden sollen. Der Betrag, der insgesamt 

zufließt, soll daher die „volle Bezugshöhe“ erreichen 

(Ziehensack, Vertragsbedienstetengesetz Praxis‐

kommentar  § 24 Rz 40). 

Dieser Zweck wird dann erfüllt, wenn das Wochengeld, 

das selbst keiner weiteren Abgabenpflicht unterliegt und 

daher einen Nettobezug darstellt, die Höhe der 

bisherigen Nettobezüge erreicht. Insofern verlange die 

Vergleichbarkeit der Beträge im Ergebnis eine 

Nettobetrachtung.

Hinsichtlich der Feststellungen in den erläuternden 

Bemerkungen, der Berechnung „den Bruttobezug zu 

Grunde zu legen“, führt der OGH aus, dass dies der 

vorgenommenen Auslegung nicht widerspreche, weil der 

Bruttobezug auch dann „der Berechnung zu Grunde“ 

gelegt wird, wenn daraus der Nettoauszahlungsbetrag 

errechnet wird, um ihn mit den Barleistungsansprüchen zu 

vergleichen.

Im Ergebnis bedeutet die Entscheidung des OGH somit, 

dass die Aufzahlung  nach § 71 G‐VBG 2012 hinkünftig 

auf die Nettobezüge zu erfolgen hat.
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12. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden März 2017
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13. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis März 2017
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR JÄNNER 2017 
(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Jänner 2017

(vorläufig)

101,8

112,7

123,4

136,4

143,5

187,7

291,8

512,1

652,4

654,6

Dezember 2016 

(endgültig)

102,1

113,0

123,7

136,8

144,0

188,3

292,6

513,6

654,4

656,5

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den 

Kalendermonat Jänner 2017 beträgt  101,8 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber 

dem Stand für Dezember 2016 um 0,3 % rückläufig (Dezember 2016 gegenüber 

November 2016 + 0,5 %). Gegenüber Jänner 2016 ergibt sich eine Steigerung um  2,0 

%   (Dezember 2016/2015  + 1,4 %).
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